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Personalmangel Die Sanität Basel-
Stadt und die Rettungsdienste
Nordwestschweiz AGwerden ab
heute neu einen gemeinsamen
Rettungswagen betreiben. Mit
dieser Kooperation wollen die
Dienste Personalengpässe über-
brücken, wie das Basler Justiz-
und Sicherheitsdepartement am
Dienstag mitteilte.

DerRettungswagenwerdevon
gemischten Teams für Einsätze
auf dem gesamten Gebiet von
Basel bis zu den solothurnischen
BezirkenThierstein undDorneck
betrieben. Die Kooperation er-
mögliche es, den zusätzlichen
Rettungswagen einzusetzen, für
dessen 24-Stunden-Betrieb rund
ein DutzendMitarbeitende nötig
seien.

22 Festanstellungen offen
Mit der Kooperation wollen die
Rettungsdienste auf Personal-
engpässe reagieren. Die Sanität
Basel verzeichne seit Jahren an-
steigende Fallzahlen und habe
deshalb zusätzliche Stellen be-
willigt bekommen,heisst es.Noch
hätten abernicht alle neu besetzt
werden können: Derzeit sind
gemäss Communiqué 22 Festan-
stellungen als Rettungssanitäter
offen. (SDA)

Ambulanzen
spannen
zusammen

Isabelle Thommen

«Ich schenke meinem Gegen-
über ein Lächeln»: 5 Punkte. «Ich
sage dem Personal ‹Dangge›»:
30. «Ich biete meinen Platz an»:
50. Seit Anfang dieser Woche
verteilen die Basler Verkehrs-
Betriebe (BVB) Karma-Punkte an
ihre Passagiere.

Besser gesagt: Sie lassen die
Fahrgäste sich selbst benoten.
Wer im Tram oder Bus mitfährt,
kann zum «Karma-Rider» wer-
den,wie die BVB ihre Kampagne
nennen. Via QR-Code kommen
die «Rider» auf eineWebsite, auf
der sie ihre gute Tat anklicken
können.Weshalb?

Spielerisch sensibilisieren
Manhabe nicht generell bemerkt,
dass die Leute unfreundlicherge-
worden seien, sagt BVB-Medien-
sprecher Matthias Steiger auf
Nachfrage. Es gehe den BVB vor
allem darum, die Fahrgäste auf
spielerische Art zu involvieren
und auf sicherheitsrelevante
Themen zu sensibilisieren. «Wir
wollen so ein faires und sicheres
Miteinander aufzeigen. Sodass
jeder, dermitfährt, angeregtwird,
bei der Aktion mitzumachen.»

Die BVBwollen die Leute bei-
spielsweise animieren, sichwäh-
rend der Fahrt festzuhalten. «Es
gibt immer das Potenzial, alles
sicherer und besser zu machen.
JederUnfall, denmanverhindern
kann, und jedes freundlicheMit-
einander, das man auslösen
kann, machen die Fahrten bes-
ser.» Bereits wer den QR-Code
nutze,mache sich zu den Regeln
Gedanken. Sich selbst Punkte zu
vergeben, ist dabei sehr nieder-
schwellig. Ein Klick auf der be-
treffenden Website genügt, wie
ein Test der BaZ-Redaktion –
fernab der Drämmli-Schienen –
zeigt. Beim Punktesammeln ver-

liessen sich die BVB auf die Ehr-
lichkeit der Fahrgäste, sagt
Steiger. «Den Gewinn erspielen
die Fahrgäste ja nicht für sich al-
leine, sondern für alle. Insofern
sehen wir keine Notwendigkeit,
das zu kontrollieren.»

Wer also im ÖV nicht zu laut te-
lefoniert, keine laute Musik hört
und das Trottinett nicht in Bus
oder Tram mitnimmt, zahlt mit
seinen Punkten auf ein gemein-
sames Karma-Konto aller Fahr-
gäste ein. EndeMonat ziehen die

BVB dann Bilanz: SindmehrKar-
ma-Punkte erzieltworden als im
Vormonat,will das Unternehmen
seinen Passagieren eine Überra-
schung bieten. «Als erste Beloh-
nung ist eine Fahrt in der
Drämmli-Lounge geplant», sagt

Steiger auf Anfrage. Genauere
Informationen gebe es,wenn die
Karma-Punkte einesMonats tat-
sächlich übertrumpft wurden.
«Weitere Belohnungen werden
derzeit aber nicht verraten. Das
soll eine Überraschung bleiben.»

BVB lancieren «Karma-System»
Benimmregeln im ÖV Die Basler Verkehrs-Betriebe belohnen ihre Fahrgäste neu für «gutes und sicheres» Verhalten.

Wer hier nicht an der gleichen Tür wie alle anderen einsteigt, darf sich laut BVB-Karma-System 45 Punkte geben. Foto: Andy Gutmann

In der Geschichte der Demo-
kratie gibt es eine Konstante:
Sie hat sich immer ausgeweitet.
Zu männlichen Bürgern mit
Besitz stiessen die Besitzlosen
und Verschuldeten. Später
wurden die Pforten für Frauen
geöffnet, und das Stimm-
rechtsalter wurde auf 18 Jahre
gesenkt. Seit der ersten
Bundesverfassung 1848 ist der
Anteil Stimmberechtigten von
23 Prozent auf rund 65 Prozent
angestiegen.

Auch heute sind die Grenzen
der Demokratie höchst
umstritten. Da sind Fragen,
wer die angebliche Kompetenz
zum Abstimmen besitzt.
Sollen sich auch Menschen
unter 18 Jahren und Menschen
mit einer Behinderung an der
Demokratie beteiligen dürfen?
Doch diskutiert werden auch
Fragen der Zugehörigkeit und
der Identität: Wer gehört dazu,
zum sagenumwobenen
«Demos», dem Volk? Sind auch
Menschen ohne Schweizer Pass
vollwertiger Teil unserer
demokratischen Gesellschaft?

In der Schweiz gestalten sich
diese Diskussionen oft um
einiges kurioser als in anderen
Ländern. Eine umfassende
identitätsstiftende Geschichte
gibt es nicht. Die wenigsten
identifizieren sich mit dem
armbrustschwingendenWil-
helm Tell und seinem Kampf
gegen die unterdrückerischen
Habsburger.Wir werden nicht
vereint von einer gemeinsamen
Sprache, Ethnie oder Religion.

Die Versuche, trotzdem eine
gemeinsame Identität oder
Wertebasis zu konstruieren,
klingen meist sehr bemüht,
sobald es konkret wird.Was
sind sie denn, unsere angebli-
chen gemeinsamen Schweizer
Werte? Pflichtbewusstsein?
Reserviertheit? Oder Pünktlich-
keit? Es sindWerte, die längst
nicht von allen geteilt werden,
und selbst wenn dem so wäre:
Wie Pünktlichkeit und Reser-
viertheit ein Volk zusammen-
halten sollten, bleibt schleier-
haft. Vielleicht ist es kein Zufall,
dass diese Debatten hierzulande
besonders absurd verlaufen.

Die Schweiz versteht sich als
Willensnation. Eine bewusste
Gemeinschaft von Menschen
unterschiedlicher Hinter-
gründe, die sich mitten in
Europa zusammengeschlossen
haben, um ihr Auskommen
gemeinsam zu bestreiten.
Dazugehört, wer dazugehören
will; wer hier lebt, von den
gefällten Entscheidungen
betroffen ist und nach unseren
gemeinsamen Regeln und
Gesetzen lebt.

Dieses Selbstverständnis ist
radikal demokratisch. Es
verzichtet auf weitere Kriterien,
die eine homogenere Stimm-
bevölkerung sicherstellen
sollen, und vertraut darauf,
dass der gemeinsameWert der
Demokratie, das Dazugehören-
wollen, ausreicht, um gemein-
sam Lösungen zu finden.
Darauf sollten wir uns zurück-
besinnen, wenn wir heute über
weitere Ausweitungen der
Demokratie diskutieren. Insbe-
sondere wenn es um Menschen
ohne Schweizer Pass geht, die
in den meisten Kantonen noch

immer kein Stimm- undWahl-
recht besitzen, selbst wenn sie
ihr ganzes Leben hier verbracht
haben. Die Rechte an der Urne
bleiben ihnen heute verwehrt.
Das darf nicht sein.

Wer seinen Lebensmittel-
punkt hier hat, muss das Recht
haben, mitzubestimmen.Wenn
Menschen von demokratischen
Entscheidungen betroffen sind,
sollten sie ihre Zugehörigkeit
zur Gesellschaft nicht zusätz-
lich beweisen müssen.Weder
durch strenge Einbürgerungs-
tests noch durch horrende
Gebühren, die für den Erhalt
des roten Passes nötig sind.

Wer sein Stimm- undWahlrecht
wahrnehmenwill, bringt damit
alle Qualifikationen mit, die
notwendig sind: Er anerkennt
die Demokratie und will unsere
Gemeinschaft mitgestalten.
Jedes weitere Pochen auf angeb-
liche gemeinsame Schweizer
Werte ist fehl am Platz.

Den Ausgleich zwischen
verschiedenenWerten und

Meinungen zu schaffen, ist
Aufgabe des demokratischen
Prozesses.Wenn Menschen
wegen ihrer Herkunft davon
ausgeschlossen werden, zeugt
das auch von fehlendem
Vertrauen gegenüber der
Demokratie an sich.

Die Zeit für das Stimmrecht für
Ausländerinnen und Ausländer
ist reif. In wenigenWochen
wird der Grosse Rat über
dieses Anliegen befinden.
Anschliessend folgt die
Basler Stimmbevölkerung.

Ich hoffe, sie ergreift die
Chance und wagt einen
weiteren Schritt zur Verwirkli-
chung derWillensnation, von
der wir so gern sprechen. Jede
zusätzliche Perspektive und
Erfahrung ist ein Gewinn für
unsere Demokratie.

Ein urschweizerisches Anliegen
Ausländerinnen und Ausländer sollen abstimmen dürfen – das ist der DNA der Schweiz eingeschrieben.

Jansen pur

Ronja Jansen
SP-Landrätin und
BaZ-Kolumnistin

Mobilität Der Kanton Basel-Stadt
will Autofahrerinnen und -fahrer
zum Verzicht auf ihr Motorfahr-
zeug anregen. Als Gegenleistung
undDenkanstoss sollen sie für ei-
nen Monat kostenlosen Zugang
zu öffentlichen Verkehrsmitteln,
E-Bikes und Sharing-Angeboten
erhalten.

Finanziert werden soll die-
se Aktion mit dem Titel «Basler
Mobilitäts-Challenge» mit Mit-
teln aus demMobilitätsfonds des
Kantons,wie das BaslerBau- und
Verkehrsdepartement amMontag
mitteilte. Ausgegangen wird von
rund 150Teilnehmenden und ei-
nemBetragvon 200’000Franken.
Ziel derAktion sei es, dieTeilneh-
mendendazu anzuregen, sichmit
ihrem Mobilitätsverhalten aus-
einanderzusetzen, heisst es. Die
Städte Winterthur und Luzern
hätten mit vergleichbaren Ange-
boten bereits gute Erfahrungen
sammeln können.

Car-Sharing fördern
Des Weiteren unterstützt der
Kanton mit 16’400 Franken aus
demMobilitätsfonds den Bau ei-
ner Veloverbindung vom Basler
St.-Johann-Quartier nach Saint-
Louis imElsass. Bis 2027 undmit
einemBetrag von 200’000 Fran-
ken verlängert wird auch die
Unterstützung des regionalen E-
Bike-VerleihangebotsPick-e-Bike.
Und schliesslichwill der Kanton
mit Defizitgarantien die Einrich-
tung von Carsharing-Angeboten
imweiterenAgglomerationsum-
feld fördern. Pro Sharing-Stand-
ort wird mit einem Betrag von
rund 7500 Franken gerechnet

Die EinnahmendesMobilitäts-
fonds stammen aus den Gebüh-
ren der Pendler-, Besucher- und
AnwohnerparkkartendesKantons
Basel-Stadt.Die Fondseinnahmen
belaufen sich auf jährlich etwa
3,4 Millionen Franken. Mit den
Fondsmitteln werden umwelt-
freundliche Verkehrsprojekte in-
nerhalb und auch ausserhalb des
Kantons mitfinanziert. (SDA)

Sowill der Kanton
den Autoverzicht
erreichen
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Benjamin Wirth

Selten erhielt ein Regierungsrat
beim Rücktritt eine charmante-
re Würdigung als der Baselbieter
ThomasWeber. Nach seinemAb-
gang vor weniger als einem Jahr
lobten Beobachter und Politiker
parteiübergreifend:Weber sei res-
pektiert, habeVerantwortungsbe-
wusstsein, einen guten Charakter.

Seine Beliebtheit zeigt sich
auch darin: Urs Roth, Geschäfts-
führer des Spitexverbands Basel-
land (SVBL) und Landrat für die
SP, hat ihn, den SVP-Politiker,
als neuen Verbandspräsiden-
ten empfohlen.Wohlgemerkt: als
«Wunschkandidaten». Die Dele-
gierten des SVBL hievten den
ehemaligen Regierungsrat letzte
Woche – nach der Empfehlung
Roths wenig überraschend – ins
Amt. Ein paarTage später folgt je-
doch die Ernüchterung.DassWe-
bernun als Chef der Spitex Basel-
land waltet, stösst nicht überall
auf Goodwill. Der ehemalige Ge-
sundheitsdirektor sieht sich mit
dem Vorwurf konfrontiert, die
neue Stelle aufgrund seiner poli-
tischen Vergangenheit nicht un-
abhängig angehen zu können.

Rolf Blatter, freisinniger Land-
rat, vermisst etwa das «Finger-
spitzengefühl», hätte sich mehr
Sensibilität gewünscht. Konkret
befürchtet er: Durch die Ernen-
nungvonWeber seien «die gleich
langen Spiesse» im Wettbewerb
zwischen öffentlicher und pri-
vater Spitex «noch weniger» ge-
währleistet.

«Geschmäckle»
Das ist deshalb interessant, weil
die Privaten schon länger mehr
vom Kuchen wollen. Sie bemän-
geln in der Tat eine «fehlen-
de Fairness», wie Marcel Durst,
Geschäftsführer der Association
Spitex privée Suisse (ASPS), dem

Schweizer Dachverband, sagt.
Weil die öffentlichen Organisa-
tionen in Baselland von den Ge-
meinden mit Steuergeldern aus-
gestattetwürden,hätten siemehr
finanziellenHandlungsspielraum
– die private Spitex demgegen-
über steuerliche Nachteile.

«Dass ThomasWeber als ehe-
maligerGesundheitsdirektor jetzt
neuer Präsident der Spitex Basel-
land wird, halten wir angesichts
dieses Spannungsfeldes fürunge-
schickt.» Durst spricht von einem
«Geschmäckle», einem «negati-
ven» Entscheid. Genau wie FDP-
Mann Blatter. «Ich bin vor allem

auch erstaunt», sagt der Landrat,
denndie Spitex-Landschaftwerde
seitensVerwaltung zudemmass-
geblich von derVolkswirtschafts-
undGesundheitsdirektionmitge-
staltet, also ausgerechnet von der
Direktion, deren Vorsteher We-
ber über viele Jahre gewesen ist.
Sie entscheide unter anderem,
welche Organisationen bewilligt
würden – und welche nicht.«Es
ist nicht von derHand zuweisen»,
kritisiert er denn auch, «dass
es für Verwaltungsangestellte oft
schwierig ist, eine gleiche Be-
handlung zwischen einem unbe-
kannten Dritten und dem lang-

jährigen vorherigen Chef zu ge-
währleisten.»

Um solche Interessenkonflikte
zu verhindern, brauche es Regeln.
In seinem neusten Vorstoss bit-
tet Blatter die Regierung deshalb
– und «im Sinne der Glaubwür-
digkeit» –,Ausstandspflichten für
ehemalige Regierungsmitglieder
zu prüfen. «Diese verhindern bei
einemengenBezug zumehemali-
genAmt die Instrumentalisierung
des jeweiligen Gremiums für ei-
gene Interessen.»

Es ist dies eine Thematik, die
man auch in Basel-Stadt kennt.
Alt-Regierungsrat Hans-Peter

Wessels (SP) wurde kurz nach
Ende seiner Amtszeit von seiner
Nachfolgerin, Regierungsrätin
Esther Keller (GLP), etwa mit ei-
nemBeratermandat für das Pro-
jekt «Bahnknoten Basel» beauf-
tragt. SVP-Grossrat Joël Thüring
wollte daraufhin eine obligatori-
sche Mandatspause einführen.
Heisst: Nach dem Ausscheiden
aus dem Regierungsrat soll man
vier Jahre lang keine Jobs beim
Kanton, bei vom Kanton beauf-
tragten Unternehmen sowie bei
Unternehmen, die «einen engen
Bezug zu den Bereichen des Kan-
tons haben», annehmen dürfen.

Solche Massnahmen schweben
nun auch Blatter vor. Der in die
Kritik gerateneWeber entgegnet:
Erwisse zwar, «dass eine gewisse
Vorsicht bezüglich Governance
immer geboten ist, doch die jet-
zigen Befürchtungen sind an den
Haaren herbeigezogen».

«Offen für gute Kontakte»
So sei die Spitex keine Instituti-
on,die vomKanton gesteuertwer-
de, wie der SVP-Politiker im Ge-
sprächmit der BaZ sagt. Die Rah-
menbedingungen würden durch
die Gesetzgeber festgelegt – nicht
vomVerband. «Der SVBL hat kei-
ne LeistungsaufträgevomKanton
und vergibt auch keine solchen.»
Und weiter: «Ein Verwaltungs-
ratsmandat beim Kantonsspital
Baselland, das Leistungen im di-
rekten Auftrag des Kantons er-
bringt, hätte ich als ehemaliger
Gesundheitsdirektorbeispielswei-
se nicht angenommen.»

ZudenVorwürfenderPrivaten
meint er: «Ich bin als Präsident
des Spitexverbands Baselland
offen für gute Kontakte auch
mit den privaten Anbietern.
Wir können nämlich alle vonei-
nander lernen.»

Kritik amMandat des Ex-Gesundheitsdirektors
Neuer Spitex-Chef Nach Vorwürfen an ThomasWeber wird im Baselbieter Landrat
über eine obligatorische Mandatspause für Alt-Regierungsräte diskutiert.

ANZEIGE

Der «Wunschkandidat»: Thomas Weber ist neuer Präsident des Baselbieter Spitexverbands. Foto: Pino Covino

Interpellation In einerUmfrage ha-
ben Architekten dem Basler Bau-
inspektorat vernichtende Be-
wertungen erteilt. Gemäss dem
Schweizerischen Ingenieur- und
Architektenverein (SIA) arbeitet
die Behörde zu langsam. Eben-
so sei sie schlecht erreichbar und
handle teilweise gar inkompetent

Diese Kritik an dem Amt hat
SVP-Grossrat LorenzAmiet dazu
animiert, ein paar Fragen an die
dafür zuständige Baudirektorin
Esther Keller (GLP) zu richten.

Umfrage ein «Hilfeschrei»
Insbesondere, so schreibt Amiet
in der Interpellation, scheinen
Baugesuche im Kanton Basel-
Stadt bis zur Bewilligung deut-
lich zu viel Zeit in Anspruch zu
nehmen. So fordere Artikel 87
des kantonalen Bau- und Pla-
nungsgesetzes, dass Baubegeh-
ren und Einsprachen innerhalb
von drei Monaten erledigt sein
müssten. Da das Bauinspektorat
diese Frist oft nicht einhalten
kann, bezeichnetAmiet in seiner
Anfrage an die Regierung den
Artikel 87 als «toten Text», der
«verständlicherweise» beiArchi-
tekten und Bauherrschaft für
«grösseren Unmut» sorge. Zwar,

so führt Amiet in seinem Schrei-
ben weiter aus, sei die Umfrage
unter 160 Architekten nicht re-
präsentativ. Dennoch, so der
Grossrat, sei sie als ein «eigent-
licherHilfeschrei» einer Branche
zu verstehen. Die Resultatewür-
den unter anderem Anlass für
Fragen bieten wie:
— Gibt es zwischen dem Bauins-
pektorat (oder einer anderen Ab-
teilung des BVD) einen instituti-
onalisierten Austausch mit dem
SIA,derwohl branchenführenden
Repräsentanz der Architekten?
— Wie beurteilt die Regierung die
in derbesagtenUmfrage gemach-
ten Vorwürfe?
— Wie wird Art. 87 BPG aktuell
anteilmässig eingehalten?
— In einem Interview mit der
«Basler Zeitung» wurde von
der Leiterin des Bauinspektora-
tes diesbezüglich unlängst dar-
auf verwiesen, dass bei gewissen
Bauvorhaben bis zu 18 Amtsstel-
len einzubeziehen sind. Welche
sind das?

Keller wird in einer kommen-
den Sitzung des Grossen Rats zu
den Fragen Amiets entweder
mündlich Stellung nehmen oder
die Interpellation schriftlich be-
antworten. (mar)

Basler SVP: «Wie beurteilt die Regierung
die Vorwürfe ans Bauinspektorat?»

Pilotprojekt Der Widerstand ge-
gen Unterflurcontainer in Basel
geht in die nächste Runde.

Eigentlich hatte das Basler
Stimmvolk eine Einführung von
unterirdischen Containern für
Haushaltsmüll im Jahr 2015
deutlich abgelehnt. Rund vier
Jahre später stimmte der Grosse
Rat jedoch zu, die Installation
vonUnterflurcontainern imRah-
men eines Pilotptojekts imBach-
lettenquartier zu testen. Dem-
nach sollten die unterirdischen
Container an 29 Standorten ins-
talliert werden. Das Basler Par-
lament sprach für das Projekt
rund 1,7 Millionen Franken.

Proteste der Anwohner lies-
sen nicht lange auf sich warten.
Es hagelte ganze 89 Einsprachen
gegen das umstritteneAbfallpro-
jekt. Kritikpunkt: Die Sammel-
stellen seien für manche Senio-
ren schwerzu erreichenundwür-
den dasOrtsbild beeinträchtigen.

Zahlreiche Baustellen
Nun erhalten die Kritiker Unter-
stützung aus derPolitik.Die LDP
Basel-Stadt will die Installation
von Unterflurcontainern mit ei-
nerPetitionverhindern.DasVer-
senken der Container würde zu

zahlreichen Baustellen und ei-
nem weiteren Verlust von vielen
Parkplätzen führen, so die Peti-
tionäre. Für die Entleerung der
fest eingebauten Unterflurcon-
tainer würden ausserdem Spe-
zialfahrzeuge benötigt –wie vie-
le davon neu angeschafftwerden
müssten, sei unklar.

«DieseMassnahmen schaffen
Faits accomplis: DerPilotversuch
markiert den Beginn einer kan-
tonsweiten Umstellung des Ab-
fallsystems, trotz derAblehnung
durch die Bevölkerung an der
Urne», so die LDP Basel-Stadt
imPetitionstext.Die Petitionver-
lange, dass für den Pilotversuch
keine festenAnlagen gebaut und
keine neuen Fahrzeuge ange-
schafft würden.

Stattdessen sollen grosse
Abfallcontainer aufgestellt wer-
den, in welche die Bevölkerung
ihre Bebbi-Säcke einwerfen kann.
Eine solche Lösung genüge für
einen Pilotversuch. «Nach einer
Testphase von zwei Jahren soll
die RegierungüberdieAkzeptanz
des Containersystems berich-
ten, und im Falle einer positiven
Bewertung soll eine neue Ab-
stimmung angesetztwerden», so
der Petitionstext. (kae)

LDP startet Petition
gegen Unterflurcontainer 28-Jähriger stirbt

nach Töffunfall
Hölstein AmSonntagabendverur-
sachte ein Motorradfahrer kurz
vor 19.00 Uhr auf der Bennwiler-
strasse in Hölstein einen Selbst-
unfall.DerLenker erlitt dabei töd-
liche Verletzungen, wie die Bas-
lerbieterPolizeimitteilt.Nach den
bisherigenErkenntnissen fuhrder
28-jährigeMotorradlenker auf der
Bennwilerstrasse von Diegten
herkommend in Richtung Höl-
stein. Kurz vor einer Linkskurve
verlor er aus noch ungeklärten
Gründen dieHerrschaft über sein
Fahrzeug und stürzte. (ith)

«Summer-Kunschti»
kehrt zurück
Sport Am Samstag öffnet die
«Summer-Kunschti» auf der
Kunsteisbahn Margarethen. Das
Sport- und Spielangebot des Bas-
ler Erziehungsdepartements lädt
Kinder, Eltern und weitere Be-
gleitpersonen zu Bewegung und
Spass ein. «Pumptrack fahren,
Fussball spielen oder lieberTram-
polin springen und die Riesen-
rutsche geniessen? Die ‹Summer-
Kunschti› bietet für alle etwas
Passendes»,heisst es in einerMit-
teilung. Die «Summer-Kunschti»
ist bis undmit Sonntag, 11.August,

jeweils vonMittwoch bis Sonntag
bei trockenerWitterung geöffnet.
Der Eintritt ist kostenlos. (ith)

Sesselrücken im
Museumder Kulturen
Neubesetzung Der Kanton Basel-
Stadt sucht eine neue Direktion
für das Museum der Kulturen.
Die langjährige Direktorin Anna
Schmid wird 2025 in Pension
gehen, wie das Basler Präsidial-
departement gestern mitteilte.
Für die Suche nach der Nachfol-
ge hat das Präsidialdepartement
eine Findungskommission zu-
sammengestellt.Anna Schmid ist
seit 2006 Direktorin des gröss-
ten ethnologischenMuseums der
Schweiz. (ith)

Nachrichten

Spitex in Baselland

Unter Spitex sind Leistungserbrin-
ger zu verstehen, die Pflege und
Betreuung zu Hause ermöglichen.
Im Baselbiet gibt es mit dem
Spitexverband die kantonale
Dachorganisation, zu der verschie-
dene Organisationen gehören, die
sich vor allem aus Gemeinde- und
Mitgliederbeiträgen finanzieren. Es
gibt aber noch weitere Anbieter
wie etwa das Schweizerische Rote
Kreuz oder die ASPS, die circa
80 Prozent der privaten Organisa-
tionen in der Schweiz vertritt. Sie
sind finanziell unabhängiger. (bwi)

ZAHNBEHANDLUNG ?
UNSICHER ?
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